
Auszug aus der Niederschrift

der 8. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Stadtentwicklung am 05.04.2022

Top DS-Nr. Beratungsgegenstand Dienststelle

10. 22/0 19 Bebauungsplan Nr. 406/6 „Friedrich-Gauß-
Straße , Beratung der während der frühzeitigen
Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen;
Beschluss zu öffentlichen Auslegung und zur
Beteiligung der Behörden

FB 6

Herr Puffe bat darum, „nach eingehender Prüfung  aus dem Beschlussvorschlag zu
streichen. Aufgrund des Umfangs der Anlagen könne er das so nicht mit gutem Gefühl
bestätigen.
Dagegen gab es keine Einwendungen.

Herr Pätzold bat darum, die folgenden Punkte im weiteren Verfahren zu beachten:
Er sei immer noch der Meinung, dass die Feuerwehrzufahrt sich zumindest anteilig unter
den Kronen vorhandener Bäume des städtischen Nachbargrundstückes befinde. Er
habe von Anfang an darauf hingewiesen, dass diese Bäume keinen Schaden nehmen
dürften. Er wolle geprüft wissen, inwieweit diese Bäume tatsächlich entsprechend DIN
18920 geschützt würden und nicht die Wurzeln überbaut würden.
Bäume unter Baumkronen zu pflanzen funktioniere nicht. Bei den festgesetzten
Baumstandorten müsse noch einmal genau hingeschaut werden, seiner Einschätzung
nach müsse es Verschiebungen geben.
Er bitte darum, Bergahorn und Esche durch geeignetere Baumarten zu ersetzen. Der
Bergahorn leide sehr unter dem Klimawandel und sei stark von Rußrindenkrankheit
betroffen, die Esche leide unter dem Eschentriebsterben.
Damit sich die Baumkronen artgerecht entwickeln könnten, bitte er darum, die folgende
textliche Festsetzung aufzunehmen: "Schnittmaßnahmen an Bäumen sind nur nach
Maßgabe der ZTV-Baumpflege und zur Erhaltung der Verkehrssicherheit der
betreffenden Bäume, nicht zur Reduzierung der Kronengröße zulässig".

Herr Pätzold stellte außerdem zwei Fragen:
Bezüglich des landschaftspflegerischen Ausgleichs habe man darum gebeten, die
Ersatzmaßnahmen möglichst in der Nähe des Eingriffs stattfinden zu lassen. Dies sei
offensichtlich nicht gelungen. Was wurde in Eingriffsnähe geprüft und warum wird es für
besser gehalten, in der Pleisbachaue etwas zu machen?
Die folgende Formulierung in der Abwägung zu A18.3 sei ihm zu dünn: "Es wird davon
ausgegangen, dass der Abfluss von Starkregen nicht in Richtung der bestehenden
Nachbargebäude geführt wird." An welcher Stelle wird dies geregelt?

Frau Bies erläuterte:
Dem Vorhabenträger hätten aus eigentumsrechtlichen Gründen keine anderen
geeigneten Flächen zur Verfügung gestanden. Es sei auch nicht möglich gewesen, auf



das Ökokonto zurückzugreifen, diese Flächen wären räumlich nicht näher gelegen
gewesen. Ursprünglich habe man eine südlich angrenzende Fläche unterhalb des
Plangebietes heranziehen wollen. Diese Fläche sei jedoch im Flächennutzungsplan als
gewerblich nutzbare Fläche ausgewiesen. Um eine gewerbliche Entwicklung im südlich
angrenzenden Bereich nicht komplett zu zerschießen, habe man davon abgesehen, die
Fläche zum Ausgleich zu verwenden. Der Vorhabenträger habe stattdessen in
Abstimmung mit der Verwaltung und der Unteren Naturschutzbehörde nach anderen
geeigneten Ausgleichsflächen gesucht.
Das Thema Starkregen werde im Rahmen des Bauantragsverfahrens geprüft. An dieser
Stelle müsse der Vorhabenträger einen Überflutungsnachweis nach DIN 1986-100
erbringen, andernfalls werde keine Baugenehmigung erteilt.

Flerr Knipp wies darauf hin, dass der Ausschuss den Vorschlag von Herrn Pätzold, eine
textliche Festsetzung zu Baumschnittmaßnahmen aufzunehmen, in den
Beschlussvorschlag integrieren sollte, wenn der Vorschlag im Sinne des Ausschusses
sei.

Dies wurde einvernehmlich vereinbart.

Herr Gieß sagte zu, auch die restlichen von Herrn Pätzold genannten Punkte an den
Vorhabenträger weiterzugeben.

Die Vorsitzende ließ über den geänderten Beschlussvorschlag abstimmen, dabei
erfolgte jeweils eine Abstimmung zu 1. und zu 2.:

Geänderter Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Umwelt und Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung, die folgende
zusätzliche textliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen:
„Schnittmaßnahmen an Bäumen sind nur nach Maßgabe der ZTV-Baumpflege und zur
Erhaltung der Verkehrssicherheit der betreffenden Bäume, nicht zur Reduzierung der
.Kronengröße zulässig. , und empfiehlt dem Rat der Stadt Sankt Augustin folgende
Beschlüsse zu fassen:

1) Der Rat der Stadt Sankt Augustin beschließt, die während der frühzeitigen
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden bzgl. der Aufstellung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 406/6 „Friedrich-Gauß-Straße 
eingegangenen Stellungnahmen entsprechend den Erläuterungen zu den
einzelnen Punkten zu berücksichtigen bzw. nicht zu berücksichtigen.

einstimmig

2) Der Rat beschließt, den Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr.
406/6 „Friedrich-Gauß-Straße  für den Bereich Obermenden, Flur 8, westlich der
Friedrich-Gauß-Straße und südlich der Einsteinstraße einschließlich der
textlichen Festsetzungen, des Vorhaben- und Erschließungsplans und der
Begründung sowie aller Gutachten für die Dauer eines Monats, mindestens
jedoch für die Dauer von 30 Tagen, oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes
für die Dauer einer angemessenen längeren Frist gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
öffentlich auszulegen und die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen, sobald die Artenschutzprüfung II
für die Arten Girlitz und Rebhuhn vorliegt und sich aus dem Ergebnis kein
Änderungsbedarf an den Planunterlagen ergibt.



Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs sind dem Geltungsbereichsplan in Anlage
1 zu entnehmen.

einstimmig

Sankt Augustin, den 11.04.2022

Für die Richtigkeit:
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Sandra Fiegen
Protokollführerin

Gesehen:

Bürgermeister


